
Anfrage 

der Abgeordneten Mag. Darmann, Mölzer 
und weiterer Abgeordneter 

an den Bundeskanzler 
betreffend UNO-Kritik am "Islam-Gesetz" 

Die Tageszeitung "Österreich" berichtet in ihrer Online-Ausgabe vom 5.11.2014 über 
einen Brief seitens der zuständigen Beauftragten für Religionsfreiheit und 
Minderheitenrechte der UNO an die österreichische Bundesregierung. 
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IK-,HEUTE -.-...,/ 

eues Islam Gesetz: 
Beschwerde bei 

Kurz und Ostermayer: :oSind gelassen« 
INach o.Sthwerdtm . diS 
IsII�ttsdnlbtdleUNO 
an deglllNlC Brtef. 

WienlGanf. Dass TeHe der 
is1.a.misdum Communir y 
und ;mch einzelne .Geber­
lander" ;@gen das neue Is­
lamgeset:Z der heimischen 
R2gK!nmgSrurm lau1im. war 
brekanru. Neu isr allerdings. 
dass diese BesclJwi!rdi!lllluch 
die UNO in Genf errtichwll. 
Die zusGIDdigQn l3eanftrag­
um für ReI4.';OIlsfreibeilund 
Minderheill!nroclUl.! babren 
der R@g;iemDg einen 
CSTERJtEICH VOl'Ül>­
t,>t!ndcm Brief ge­
schriQb(!1l. 

Darin verIan.."1!D. 
He:iner lIil!ll!feldJ. 
und lzs;fi Rita Aus­
tunfiOOOr ..lIDnkre.u! 

Informa[iomm�. diQ si.@ UbrI!.r 
dQll Entwurferhallen h:lnen.. 

Kann. Konlrnrr zeigen si.@ 
sich besOl),'1: dartlber. dass es 
lcUnfiig eine deursche Fas-

ung des Koran geben soll!!. 
Auch das angepeilte Verbot: 
der Auslandsfina.nzierung 
ftl.r MoscI:tc!en und islaJlliscbl! 
Schulen SIOrr die UNO-Be.auf­
tl'ag:U!D. Sie billen. die .Vor­
wOrfe innerhalb ronGO ta­
gen zu beam:worIl!D"_ 

VP-Auß@nminiSIQr Sebas­
[ian Kurz und SP-Ka.nzler­

am[Sminismr JosefOsoor­
mayer - sie habren das 

Gesetz enrworfen -
komern: .Wir wer­
den das zUgig beam­
wonen und sehen 

das gelassen_" 
ls.abrlr� Daniei 

UNO: »Hat Kurz gesagt, Scharia 
hätte keinen Platz in Osterreich?« 

Genf. In dem Brief ver­
langt die UNO Auskunf[ 
darüber. ob VP-Au&enmi.­
n.is:cer Seb.'lstlan Kurz ge­
sal,'t:babe. dass die ..scharia­
G@setZl! keinen Plan; in Os­
Ierreich" I1:!rr!!ll.. 

• Schar1I: Die UNO verS[4!hr 
das geforderre llekenrnnis 
zWDosrerreichischenRecIRs­
litaat al� .Verbot ftlr islami­
sche Gt!�[7A!" und warnt. 
d:Jss dies gegen Menschen­
rechU! verstoßen konme. 

In diesem Zusammenhang richten die unterfertigten Abgeordneten an den 
Bundeskanzler folgende 
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Anfrage 

1. Ist Ihnen der Inhalt des von der UNO an die österreichische Bundesregierung 
gerichteten Schreibens zum "Islam-Gesetz" bekannt? 

2. Ist aus Ihrer Sicht das im Entwurf des Islam-Gesetzes geforderte "Bekenntnis 
zum österreichischen Rechtsstaat" als Verstoß gegen die Menschenrechte zu 
werten? 
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